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Der Beamte des mittleren Dienstes hat die ihm obliegenden Geschäfte dem Beamten des gehobenen
Dienstes vorzulegen, wenn dies mit Rücksicht auf rechtliche oder tatsächliche Schwierigkeiten geboten
erscheint. Der Beamte des gehobenen Dienstes kann die Bearbeitung selbst übernehmen oder bindende
Weisungen für die Bearbeitung erteilen. Steht ein Geschäft mit einem vom Beamten des gehobenen
Dienstes wahrzunehmenden Geschäft in einem so engen Zusammenhang, daß die getrennte
Bearbeitung nicht sachdienlich ist, so hat der Beamte des gehobenen Dienstes die gesamte
Angelegenheit zu bearbeiten.

Zitiervorschlag: § 10 GStVO-ArbG (Bayern)
Quelle: bayernrecht, abgerufen 25.08.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt (verkuendung-bayern.de:
https://www.verkuendung-bayern.de)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/GStVO-ArbG/10

nu:legal § 10 GStVO-ArbG (Bayern)

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: verkuendung-bayern.de
Seite 1 von 1Quelle: BAYERN.RECHT, abgerufen 25.08.2026


